[image: image1.png]



Pressemitteilung


Lindau, 28.06.2011
zum vorhabensbezogenen Bebauungsplan „Eichwaldbad“ für das „Bäderparadies“ im Landschaftsschutzgebiet „Bayerisches Bodenseeufer“
BN lehnt „Badeparadies“ im Landschaftsschutzgebiet ab
Der Vorstand der Kreisgruppe Lindau des Bundes Naturschutz (BN) hat auf seiner Sitzung am 27.06.2011 einstimmig  beschlossen, die Planungen im Landschaftsschutzgebiet „Bayerisches Bodenseeufer“ für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 110 „Eichwaldbad“ und die 44. Änderung des Flächennutzungsplanes (FNP) abzulehnen.

Der Bund Naturschutz lehnt jede weitere Bebauung im Landschaftsschutzgebiet „Bayerisches Bodenseeufer“ ab. Die vorgesehenen Baukörper mit einer Gebäudehöhe von bis zu 15 m und einer Länge von etwa 160 m stünden im totalen Gegensatz zur Schutzgebietsverordnung. Kreisvorsitzender Erich Jörg erklärt für den Kreisvorstand in einer Pressemitteilung, dass der BN einer derart gewaltigen Bebauung in einem Schutzgebiet niemals zustimmen könne, wolle er nicht seinen satzungsgemäßen Auftrag als Naturschutzverband verlieren. Nach der Landschaftsschutzverordnung sei es nach Meinung der Naturschützer sogar verboten, diese massive Bebauung in die Uferlandschaft zu platzieren. Auch die übergeordneten Planungsziele im Landesentwicklungsprogramm des Freistaates Bayern und im Regionalplan für die Region 16 (Allgäu) sprächen gegen das Projekt. „Das Vorhaben „Badeparadies“ direkt am Bodenseeufer mit seinen Ausmaßen und seiner gesamten Infrastruktur kann auch bei wohlwollendster Betrachtung niemals mit diesen Richt- und Leitlinien vereinbart werden,“ sagt Erich Jörg. Die Planungsabsichten verstoßen ferner gegen das Gebot der Bayerischen Verfassung im Artikel 141, die Schönheiten der Bayerischen Landschaften für die zukünftigen Generationen zu erhalten und zu bewahren. Das jetzt geplante Bauvorhaben komme in seinen Ausmaßen der im Jahr 1979 vorgesehenen Jugendbegegnungsstätte im Wäsen sehr nahe. Damals habe sich die Lindauer Bevölkerung in großen Teilen erfolgreich gegen diese Bebauung gewehrt. Die Stadt Lindau müsse aus diesen Vorgängen Lehren ziehen und Versuche unterlassen, das Bodenseeufer weiter zu belasten, so der BN.

Selbst die Planer räumen ein, dass nach dem Bau des Badeparadieses das Verkehrsaufkommen deutlich zunehmen werde. Für 
den BN ist es deshalb unverständlich, dass diese zusätzliche Belastung den Anwohnern, den Erholungssuchenden sowie den Kleingärtnern an der Eichwaldstraße zugemutet werden solle. Die Stadt Lindau kämpfe in Zech gegen die zusätzlichen Belastungen durch die Erweiterung der Tank- und Rastanlage Hörbranz, so der BN in seiner Pressemitteilung. In der Eichwaldstraße sollen jedoch die Bürger mehr Verkehrslärm ertragen müssen. Der  BN fragt, wo die Gleichbehandlung der Lindauer Bürgerinnen und Bürger bleibe. 
Es würden zwar die Parkplätze im direkten Bereich des Eichenhaines herausgenommen, was der BN bereits seit 20 Jahren anmahne. Dieser Schritt sei aber längst überfällig und dürfe nicht erst durch eine überdimensionierte Planung begründet werden. Außerdem blieben sogar 70 Parkplätze im Landschaftsschutzgebiet bestehen, was nicht zu vertreten sei.

Die Lindauer Naturschützer bemängeln, dass die Stadt Lindau ihre selbst gesetzten Ziele aus dem Seeuferplan von 1987 nicht in die Planungen einfließen lasse. Danach müssten „langfristig ... hier Nutzungen gefunden werden, die den naturnahen Charakter des Seeufers und die Erholungsqualität  nicht beeinträchtigen.“ 
Heftige Kritik übt der BN am Umweltbericht in den Planungsunterlagen. So werde die Bebauung am Seeufer in ihren Auswirkungen auf das Landschaftsbild verharmlost. Für den BN sei es unbegreiflich, wie in einem Umweltbericht die baulichen Eingriffe durch „städtebauliche und architektonische Qualität“ relativiert werden könnten. 
Den Schutzgebieten werde nicht genügend Beachtung gewidmet. So fehlen die Hinweise auf notwendige Verträglichkeitsuntersuchungen nach der EU-Richtlinie oder die Konkretisierung der Auswirkungen auf das Naturschutzgebiet „Reutiner Bucht“. Der BN verlangt vor jedem weiteren Genehmigungsschritt eine fachgerechte und den EU-Richtlinien entsprechende Untersuchung. 
Der Bund Naturschutz verlangt außerdem die Einschaltung der Internationalen Bodenseekonferenz (IBK), weil nach seiner Auffassung die im Bodenseeleitbild verankerten Zielsetzungen mit dem Bau des „Badeparadieses“ unterlaufen werden.

Die Vorstandschaft der BN-Kreisgruppe betont in ihrer Stellungnahme, dass die Sanierung der Lindauer Bäderbetriebe  nicht auf Kosten der wertvollen Bodensee-Uferlandschaft erfolgen 
dürfe. Das geplante „Badeparadies“ sei nicht ufergebunden. Deshalb dürfe das paradiesische und empfindliche Bodenseeufer nicht einmal mehr als Kulisse für ein überdimensioniertes Projekt missbraucht werden. Erich Jörg wundert sich, dass Stadt und Stadtwerke Lindau keinerlei Alternativen vorgelegt hätten, da es durchaus sein könne, dass die Planung aus naturschutzfachlicher Sicht und durch Bürgerentscheid scheitern könne. 
Die Kreisgruppe fordert die Stadt Lindau auf, ihre angeblich so marode Bäderlandschaft ohne dieses Großprojekt am Bodenseeufer in Ordnung zu bringen.
Gez. 

Erich Jörg, Kreisvorsitzender
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